Energiekonzept by Tietz, Hans-Peter & Fromme, Jörg
www.ssoar.info
Energiekonzept
Tietz, Hans-Peter; Fromme, Jörg
Veröffentlichungsversion / Published Version
Sammelwerksbeitrag / collection article
Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL)
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Tietz, H.-P., & Fromme, J. (2018). Energiekonzept. In Handwörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung (S. 505-514).
Hannover: Verlag der ARL. https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0156-5599454
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-ND Lizenz (Namensnennung-
Keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt. Nähere Auskünfte zu
den CC-Lizenzen finden Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-nd/3.0/deed.de
Terms of use:
This document is made available under a CC BY-ND Licence
(Attribution-NoDerivatives). For more Information see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nd/3.0












Als Energiekonzepte werden sowohl technische Lösungsansätze 
für Einzelinvestoren als auch energiepolitische Programme 
bezeichnet. Letztere dienen der Koordinierung politischen 
Handelns im Bereich der Energiegesetzgebung und stehen in 
Wechselbeziehung zu räumlicher Planung. In ihrer Ausrichtung 
sind Energiekonzepte sowohl vom technischen Fortschritt als 
auch vom gesellschaftlichen Wandel und damit von jeweils 
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Für den Begriff Energiekonzept gibt es keine allgemeingültige Definition. Zu differenzieren ist nach 
• dem Anwendungskontext und 
• dem Konzeptgegenstand.
1.1 Der Anwendungskontext
Als Energiekonzepte werden zum einen technische Musterlösungen für typisierte Anwendungs-
fälle bezeichnet. Für die Raumwärmebedarfsdeckung können z.  B. das Niedrigenergiehaus 
oder der Brennwertkessel als Standard-Energiekonzepte gelten. Ein Energiekonzept kann zum 
anderen aber auch als einzelfallbezogener technischer Lösungsansatz ausgearbeitet sein. Dies 
erfordert in der Regel eine gezielte Auswahl unter standardisierten Konzeptbausteinen und eine 
Anpassung an den jeweiligen Anwendungszusammenhang. Zu unterscheiden sind weiterhin 
Investorenkonzepte für Endverbraucher wie z. B. private Bauherren oder Produktionsbetriebe 
einerseits und politisch-strategische Konzepte andererseits, die auf verschiedenen Ebenen 
Ausdruck einer energiepolitischen Programmatik sind (vgl. Tietz/Fromme/Baumgart et al. 2011: 
32 f.; ▷ Energiepolitik). 
1.2 Der Konzeptgegenstand
Energiekonzepte lassen sich gegenständlich nach folgenden Kategorien gliedern:
• Differenzierung nach Angebot oder Nachfrage – Nachfrageseitig lässt sich der Energiebedarf 
durch Maßnahmen zur Steigerung der Anwendungseffizienz (Verhältnis von Energienutzen zu 
Energieaufwand) reduzieren. Angebotsorientierte Konzepte oder Konzeptbausteine beziehen 
sich dagegen auf die Energieversorgung (Energieversorgungskonzepte). Integrierte Energie-
konzepte befassen sich mit der simultanen Optimierung von Energieanwendung (Nachfrage) 
und Energieversorgung (Angebot). 
• Differenzierung nach Energienutzern – Zu den Verbrauchssektoren gehören private Haushalte, 
Industrie, Verkehr und Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD; vgl. AGEB 2010). Zum 
Umwandlungssektor zählen die Gewinnung und Umwandlung von Energierohstoffen und der 
(leitungsgebundene) Energietransport (Bergbau, Mineralölwirtschaft, Elektrizitäts-, Gas- und 
Fernwärmewirtschaft).
• Differenzierung nach Energieanwendungen – Zu den Energieanwendungen gehören Beleuch-
tung, mechanische Energie, Wärme und Kälte sowie die Elektronik bzw. ▷ Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IKT).
• Differenzierung nach Energiequellen und Technologien – Zu unterscheiden sind Energieträger 
wie Kohle, Gas, Erdöl, Uran oder Biomasse von nicht stofflich gebundenen Energieströmen 
wie Solar- und Windenergie, Geothermie oder Wasserkraft sowie die überaus vielfältigen 
Technologien zur Energieumwandlung, zur Energiespeicherung oder zum Energietransport 
einschließlich der Techniken zur Verbesserung der Effizienz in den genannten Einsatzfeldern.
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Die hier dargelegte Struktur lässt in ihrer Mehrdimensionalität prinzipiell eine große Vielfalt 
an Aufgabenstellungen zu. Es sind thematisch übergreifende Gesamtkonzepte ebenso üblich wie 
Spezialisierungen in – je nach Anwendungsfall - beinahe beliebigen Ausprägungen.
2 Energiekonzepte als Ausdruck energiepolitischer  
Leitbilder und Strategien
Energiekonzepte sind sowohl vom technischen Fortschritt als auch vom gesellschaftlichen Wan-
del beeinflusst (vgl. Renn/Hilpert/Lentsch et al. 2011: 3). Ausdruck des Wandels sind soziotechni-
sche Leitbilder, die in Energiekonzepten ihren Niederschlag finden. 
Für die Herausbildung der heutigen ▷  Energiewirtschaft war schon bald nach den Anfängen ei-
ner zunächst kommunalwirtschaftlich geprägten Entwicklung das Konzept der zentralisierten, 
großtechnischen Verbundsysteme von herausragender Bedeutung (vgl. Mautz/Byzio/Rosenbaum 
2008). Die Nutzung von Skaleneffekten durch den Bau von Großkraftwerken und von Ausgleich-
seffekten durch den Aufbau eines großräumigen Netzverbunds (vgl. Döring 2012: 122  f.) sollten 
eine für Stadt und Land gleichermaßen preisgünstige und sichere Versorgung gewährleisten. Mit 
Gründung der UCTPE wurde Anfang der 1950er Jahre damit begonnen, ein nach einheitlichen 
technischen Standards operierendes europaweites Höchstspannungs-Drehstrom-Verbundnetz 
aufzubauen.
2.2 Konzepte zur Erdölsubstitution
Die umfassende Motorisierung der Gesellschaft insbesondere und die großindustrielle Massen-
fertigung von erdölbasierten Kunststoffprodukten, die Nutzung von Erdöl zur Stromerzeugung 
sowie die Etablierung erdölbefeuerter Gebäudeheizungen führten nach dem Zweiten Weltkrieg 
zu einer wachsenden Öl-Abhängigkeit der Volkswirtschaft. Unter dem Einfluss der Ölpreiskrise 
zielten die Energieprogramme der Bundesregierung ab 1973 (vgl. Deutscher Bundestag 1973, 
1974, 1977, 1981) darauf ab, durch den Zubau von Kohle- und Kernkraftwerkskapazitäten, durch 
Energiesparmaßnahmen und mithilfe von Nachtstromspeicher- und Fernheizungen den Erdöl-
verbrauch im Bereich der Verstromung bzw. der Raumwärmeversorgung zu substituieren. Eine 
Handlungsempfehlung der zweiten Fortschreibung des Energieprogramms der Bundesregierung 
im Jahre 1977 war, kommunale Energieversorgungskonzepte zu erstellen, um den Ausbau der 
leitungsgebundenen Wärmeversorgung zu koordinieren (vgl. Deutscher Bundestag 1977: 5). 
2.3 Konzepte zum Atomausstieg und zur Dezentralisierung  
der Energieversorgung
1980 wurde mit einer erfolgreichen Buchpublikation der programmatische Begriff Energiewen-
de etabliert (vgl. Krause/Bossel/Müller-Reißmann 1980). Wesentliche Elemente des Energie- 
wende-Konzepts waren der Atomausstieg sowie die Entkopplung zwischen Wirtschaftswachstum 
und Energieverbrauch durch technische Innovation. Energieversorgungsunternehmen sollten im 
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Rahmen eines sogenannten „least cost planning“ durch Einsatz von Effizienztechnologien beim 
Kunden Kraftwerkskapazitäten einsparen (vgl. Hennicke/Johnson/Kohler 1986). Der Restenergie-
bedarf, der nach Ausschöpfung aller Effizienzpotenziale noch verblieb, sollte durch ▷ Erneuerbare 
Energien, aber den damaligen Vorstellungen entsprechend zunächst auch durch Kohle gedeckt 
werden. Die Kohle sollte möglichst effizient in dezentralen Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen ver-
stromt werden, um die Abwärme in Fernwärmesysteme einspeisen zu können. Die Substitution 
von Strom aus Großkraftwerken und von Ölheizungen durch erneuerbare Energien bzw. durch 
Kraft-Wärme-Kopplung und durch Nahwärme wurde zu einem zentralen Gegenstand kommuna-
ler Energiekonzepte erklärt (vgl. Hennicke/Johnson/Kohler 1986).
Die größere Verbrauchsnähe versprach auch eine bessere demokratische Kontrolle der Ener-
giewirtschaft. Um die Voraussetzungen für die Energiewende zu schaffen, sollten möglichst alle 
Kommunen eigene Stadtwerke gründen und die Versorgungsinfrastruktur rekommunalisieren. 
In Konzessionsverträgen sollten die neuen kommunalen Unternehmen auf Energiewende-Ziele 
verpflichtet werden (vgl. Hennicke/Johnson/Kohler 1986). 
2.4 Klimaschutzkonzepte
In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre erlangte der globale ▷ Klimaschutz als politisches Ziel in 
Deutschland erstmalig Bedeutung (vgl. Deutscher Bundestag 1990). Der Energiesektor wurde als 
Hauptverursacher und die Verbrennung von klimawirksamen Gasen als Hauptbeitrag der Indust-
riestaaten zum drohenden Klimawandel (▷ Klima, Klimawandel) identifiziert. Die Erkenntnis, dass 
letztendlich lediglich die globale Eindämmung der Treibhausgasemissionen die erwünschten 
Wirkungen versprach, führte ab der zweiten Hälfte der 1980er Jahre zu einer ▷ Globalisierung der 
Klimaschutzpolitik.
In den Industriestaaten bedeutet Klimaschutz in erster Linie Dekarbonisierung und muss alle 
Brenn- und Kraftstoff verbrauchenden Wirtschaftssektoren gleichermaßen einbeziehen. Vor die-
sem Hintergrund wurden Energiekonzepte zu Klimaschutzkonzepten umdefiniert und erweitert 
(vgl. auch Deutscher Bundestag 1994: 88). Aus Energiebilanzrechnungen, mit deren Hilfe dem 
Energiebedarf Energieaufwendungen gegenüberstellt werden, wurden Klimagasbilanzen abge-
leitet und die konzipierten Maßnahmen auf der Grundlage von deren potenziellen Emissionsmin-
derungsbeiträgen bewertet (vgl. Difu 2011: 211 ff.). 
Zu den technischen Optionen zur Minderung von Klimagasemissionen zählen prinzipiell 
die Energieeinsparung beim Endverbraucher und im Umwandlungssektor und die Umstellung 
von kohlenstoffreichen auf kohlenstoffarme („fossiler Switch“) oder auf kohlenstofffreie Ener-
giequellen. Zusätzlich sind seit den 2000er Jahren CCS-Technologien (Carbon Dioxide Capture 
and Storage) als Klimaschutzoption in der Entwicklung und politischen Implementierung (vgl. 
Grünwald 2007).
2.5 Konzepte zur nachhaltigen Entwicklung im Energiesektor
Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung (▷ Nachhaltigkeit) betrifft in besonderem Maße auch 
den Energiesektor, da die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung in hohem Maße von 
einer dauerhaft ausreichenden Versorgung mit Energie abhängt (vgl. Bundesregierung 2002: 
132 f.). Nach Kopfmüller, Coenen und Jörissen (2000: 19) sollen Energiesysteme unter Nachhaltig-
keitsgesichtspunkten entlang folgender Prinzipien ausgerichtet werden:
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• Effizienz: Dazu zählt die rationelle Energieumwandlung ebenso wie die rationelle Energiever-
wendung sowie außerdem die Substitution zwischen Energieträgern mit unterschiedlichem 
Energiegehalt und die energetische Nutzung von stofflich nicht verwertbaren Rest- und 
Abfallstoffen.
• Konsistenz: Dies erfordert den Ersatz fossiler Energierohstoffe durch erneuerbare Energien 
sowie außerdem den Verzicht auf sonstige risikoreiche Energiesysteme.
• Suffizienz: Letztendlich gehört zu dem Anspruch an eine Umgestaltung des Energiesektors 
auch die Reduktion der Nachfrage nach Energiedienstleistungen, die eine Änderung mensch-
licher Aktivitäten und Bedürfnisse und damit der Lebensstile voraussetzt. 
Diese Ausrichtung impliziert eine grundlegende Transformation der Energiesysteme und ent-
sprechend langfristig orientierte Transformationspfade (vgl. Bundesregierung 2012: 144). Zudem 
gilt die Prämisse einer global gerechten Verteilung der Chancen zur Bedürfnisbefriedigung. Daher 
wird für die Industriestaaten eine gegenüber Entwicklungs- und Schwellenländern deutlich er-
höhte Reduktion der Klimagasemissionen um 80 % bis 2050 gefordert (vgl. Deutscher Bundestag 
1990: 51; EU-Kommission 2011: 2 und Bundesregierung 2012: 144). 
Zugleich haben sich in Anlehnung an das „Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert“ („Agen-
da 21“) der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 1992 (vgl. VN 1992) 
in deutschen Kommunen seit den 1990er Jahren zivilgesellschaftliche Initiativen gegründet, um 
unter dem Motto „global denken – lokal handeln“ Klimaschutzkonzepte vermehrt als Elemente 
von „Lokale-Agenden-21“ aufzustellen und umzusetzen (vgl. Deutscher Bundestag 2000: 64). 
2.6 Konzepte für eine solare Vollversorgung
Die zuvor beschriebenen politischen Ziele insbesondere im Bereich des Klimaschutzes, aber auch 
der Nachhaltigkeit haben den Stellenwert erneuerbarer Energien für das zukünftige Energie- 
system insgesamt deutlich erhöht und spätestens mit dem Atomausstiegsbeschluss von 2002 
bzw. dem Energiewendebeschluss von 2011 in den Mittelpunkt zukunftsorientierter Energiekon-
zepte gerückt.
In Deutschland und auch in Teilen Europas basieren aktuell Konzepte zur solaren Vollversor-
gung weitgehend auf Wind- und Solarenergie, da diese Energiequellen die größten Nutzungs-
potenziale aufweisen und zudem mittlerweile vergleichsweise kostengünstig in elektrische 
Energie umgewandelt werden können (vgl. Kost/Mayer/Thomsen et  al. 2013). Die Wind- und 
Solarstromerzeugung ist aber dargebotsabhängig, unterliegt starken Schwankungen und ist nur 
eingeschränkt prognostizierbar. Mit zunehmender Durchdringung der Stromerzeugung werden 
daher Ausgleichsmaßnahmen im Stromversorgungssystem selbst immer dringlicher, die in ihrer 
Gesamtheit als Flexibilisierung bezeichnet werden. 
Als derzeit kostengünstigste Option zur Flexibilisierung gilt der Netzausbau. Zur kosteneffi-
zienten Erschließung räumlich ungleich verteilter Potenziale und zur Glättung von Lastspitzen 
besteht die Option eines transnationalen bzw. transkontinentalen Ausgleichs durch Aufbau eines 
sogenannten „Supergrids“ unter Nutzung der verlustarmen Hochspannungsgleichstromübertra-
gung (vgl. Czisch 2005).
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Zusätzlich zum Netzausbau können auch Maßnahmen zum Last-, Einspeise- und Erzeugungs-
management zur Flexibilisierung beitragen. Als derzeit teuerste Flexibilisierungsoption gelten 
Speicher. Sie sind jedoch bei sehr hohen Anteilen fluktuierender Stromerzeugung unabdingbar 
(vgl. Plattform EE 2012; Krzikalla/Achner/Brühl 2013). 
Eine Option, auch den Wärme- und Verkehrssektor stärker für eine Vollversorgung auf Basis 
erneuerbarer Energien zu erschließen, ist die sektorale Integration. Dieser Begriff bezeichnet die 
Nutzung von Überschussstrom aus erneuerbaren Energien für die Wärme- oder Kraftstoffversor-
gung. Der überschüssige Strom kann entweder direkt in Wärmeversorgungssysteme integriert 
oder in einen Brenn- bzw. Kraftstoff umgewandelt werden. Als Brenn- und Kraftstoffe eigenen sich 
Wasserstoff oder Methan, die aus Strom über Wasserelektrolyse mit oder ohne nachgeschaltete 
Methanisierung gewonnen werden können. 
Mit vermehrter Stromerzeugung auf Basis erneuerbarer Energien und der Kraft-Wärme-Kopp-
lung nimmt auch die Zahl der Anlagen drastisch zu, die unmittelbar an Verteilungsnetze ange-
schlossen sind. Deshalb müssen diese Netze zum Teil informationstechnisch zu „smart grids“ 
umgebaut werden. Zudem stößt die bisher übliche Netzsteuerung über Leitwarten, die auf den 
höheren Netzebenen angesiedelt sind, angesichts der zunehmend hohen Komplexität der Steu-
erungsaufgaben an ihre Grenzen. Der zellulare Ansatz sieht daher vor, einen Teil der Netzsteu-
erungsaufgaben in die unteren Netzebenen zu verlagern und dort Objekt- und Netzzellen mit 
eigenen Regelkreisen und partieller Steuerungsautonomie aufzubauen (vgl. VDE/ITG 2010). 
Ebenfalls von Bedeutung sind virtuelle Kraftwerke, die aus einem Zusammenschluss einzel-
ner dezentraler Stromerzeugungsanlagen an verteilten Standorten (ggf. ergänzt um Speicher und 
um flexible Lasten) bestehen. Diese Anlagen werden gebündelt und zentral gesteuert, um ein 
fahrplangerechtes Stromangebot und Systemdienstleistungen bereitstellen zu können (vgl. VDE/
ETG 2007: 14).
3 Instrumentelle und methodische Aspekte
Soweit Energiekonzepte Ausdruck energiepolitischer Strategien sind, beziehen sie auch Fragen 
der Implementierung und der Erfolgskontrolle ein. Kernelemente sind dabei: 
• der Aufbau einer Wissens- und Analysebasis,
• die Entwicklung einer energiepolitischen Programmatik,
• die Planung der Umsetzung sowie
• die Erfolgskontrolle.
3.1 Instrumentelle Aspekte
Strategisch-politische Energiekonzepte zielen auf eine Optimierung des Energiesystems. Sie 
können der Programmplanung zugeordnet werden. Auf Bundesebene dienen sie der Koordinie-
rung politischen Handelns im Bereich der Energiegesetzgebung und der staatlichen finanziel-
len Förderung (vgl. Hermes 2014: 268). Der Bund bzw. die EU bedienen sich zur Durchsetzung 
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energiepolitischer Ziele auf dem Wege der Marktorganisation und der Netzregulierung im Kern 
rechtlicher Instrumente mit zum Teil strikter Außenverbindlichkeit (vgl. exemplarisch dazu 
Bundesregierung 2010 für die Programmatik und Deutscher Bundestag 2011: 13364  ff. für die 
Implementierung). 
Auch Länder, Regionen und Kommunen stellen vielfach eigene Energie- und Klimaschutzkonzep-
te auf. Dabei können die Träger der Raumordnung und der Kommunalplanung als Moderatoren 
für informelle Steuerungsprozesse fungieren. In diesem Kontext richtet sich das Interesse der Be-
teiligten oft auf den potenziellen Beitrag investiver Maßnahmen zur kommunalen oder regionalen 
Wertschöpfung oder zur Imagebildung. 
Energie- und Klimaschutzkonzepte können zudem als fachliche Grundlage für einen raum-
bezogenen Klimaschutz in der formellen Planung dienen (vgl. UBA 2013: 5 f.). Mit dem sogenann-
ten Planvorbehalt gemäß § 35 Abs. 3 BauGB verfügt die Raumplanung insbesondere über einen 
wirksamen Hebel zur indirekten Mengensteuerung des Windenergieanlagenzubaus für Teilräume, 
der allerdings durch die Anforderungen der Rechtsprechung, dass die Planung der Windenergie 
substanziell Raum verschaffen muss, in seiner Reichweite eingeschränkt wird (vgl. Bovet/Kindler 
2013). Neuerdings schafft die Einführung der Länderöffnungsklausel in das BauGB für die Länder 
diesbezüglich einen zusätzlichen Handlungsspielraum. Eine weitere Möglichkeit für die Umset-
zung der Programmatik von kommunalen oder regionalen Energiekonzepten ergibt sich durch die 
Nutzung von Fördermitteln der EU, des Bundes oder der Länder für die Stadt- und Regionalent-
wicklung zur Projektfinanzierung.
3.2 Methodische Aspekte
Vielfach stützen sich Ziel- und Maßnahmenkonzepte auf Potenzial- und Szenarienanalysen als 
Grundlage für die Entscheidungsfindung (vgl. z. B. Schlesinger/Lindenberger/Lutz 2010). Poten- 
zialanalysen beziehen sich auf die Abschätzung des maximal möglichen Einsatzes bestimmter 
Energiequellen oder Technologien, z.  B. zur Minderung von Klimagasemissionen für einen be-
stimmten Untersuchungsraum. Sie berücksichtigen dazu begünstigende und hemmende natur-
räumliche, siedlungsstrukturelle, politische und zum Teil auch ökonomische Randbedingungen. 
Szenarienanalysen beziehen sich auf den realisierbaren oder zu erwartenden Grad der Poten- 
zialausschöpfung innerhalb eines bestimmten Zeithorizonts und berücksichtigen dabei auch Kon-
kurrenz- und Substitutionsbeziehungen zwischen unterschiedlichen Optionen zur Zielerfüllung. 
Unverzichtbare Grundlage für die Erfassung des Ist-Zustands, für die Potenzial- und Szena-
rienanalyse und für die Erfolgskontrolle von Maßnahmen ist eine geeignete Datengrundlage. 
Insbesondere auf kommunaler und regionaler Ebene können ortsspezifische Energiedaten meist 
allenfalls mit erheblichem Aufwand gewonnen werden. Vielfach muss daher zur Erstellung von 
kommunalen und regionalen Energiekonzepten auf bundesweite Energiedaten zurückgegriffen 
werden, die dann über statistische Hilfsgrößen wie gebietsbezogene Flächen-, Einwohner- oder 
Beschäftigtenzahlen für den jeweiligen Untersuchungsraum umgerechnet werden. Damit ist es 
nur bedingt möglich, örtliche bzw. regionale Besonderheiten, z. B. beim Energieverbrauch oder 
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